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Barbara Bergmann-Krauss 

Aus- und Weiterbildung im öffentlichen Dienst 
eine erste Bestandsaufnahme 

Für die Berufsbildungsforschung haben Fragen der Aus- und 
Weiterbildung im öffentlichen Dienst bisher nicht im Mittel­
punkt gestanden. Daher gibt es nur wenige Veröffentlichun­
gen, auf die als Grundlage zurückgegriffen werden kann [1]. 
Auch das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung hat 
hat sich erst in letzter Zeit mit diesem Bereich beschäftigen 
können. Erste Ergebnisse eines entsprechenden Forschungs­
projektes werden im Rahmen dieses Beitrags vorgestellt [2]. 

1. Es gibt bestimmte Strukturmerkmale, die den öffentlichen 
Dienst als einen besonderen Bereich in Wirtschaft und Ge­
sellschaft konstituieren. 

Eine Problemanalyse der Aus- und We1terbildungss1tuat1on im 
öffentlichen Dienst setzt voraus, daß die im Bere1ch vorhan­
denen Strukturen bekannt sind. Schon der Begriff .. öffentlicher 
Dienst" ist nicht ganz klar und eindeutig Haufig denkt man bei 
öffentlichem Dienst nur an Verwaltung. Ein solches Verständ­
nis gre1ft jedoch zu kurz, da zum offentliehen Dienst z. B. auch 
alle Betriebe und Einrichtungen in öffentlicher Tragerschaft ge­
hören (wie Schwimmbäder, Schulen, Friedhöfe, Kraftwerke, 
Krankenhäuser, Sportplatze). Eine allgemein anerkannte und 
eindeutige Definition des Begriffes öffentlicher Dienst ist in 
der Literatur n1cht zu finden. Das hängt damit zusammen, daß 
das, was zu Aufgaben des öffentlichen Dienstes wird, von poli­
tischen und gesellschaftlichen Entwicklungen abhängt und sich 
m1t diesen ständ1g verändert. So läßt sich der öffentliche 
Dienst eindeutig nur formal von der Art des Arbeitgebers her 
bestimmen. Angehoriger des öffentlichen Dienstes ist dem­
nach, wer .. im Dienst des Bundes, eines Landes, einer Ge­
meinde, eines Gemeindeverbandes oder anderer Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
oder der Verbande von solchen steht" [3]. 

Eine inhaltliche Bestimmung des öffentlichen Dienstes geht 
aus von der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben. Aufgaben 
werden öffentlich, wenn best1mmte Bedürfnisse so allgemein 
auftreten, daß sie tendenziell jeden Bürger betreffen (z. B. 
innere Sicherheit, Bildung, Krankenversorgung, Stadtplanung). 
Aufgaben werden auch dann zu öffentlichen, wenn sie Investi­
tionen verlangen, die sich nur langfristig auswirken (z. B. Bil­
dungsinvestitionen) oder wenn das Funktionieren der Wirt­
schaft einer ganzen Region von bestimmten Vorleistungen 
abhängt, also bestimmte Infrastrukturleistungen erbracht und 
regionale Nachteile ausgeglichen werden müssen. Die Defini­
tion von Aufgaben als öffentliche führt dazu, daß die entspre­
chenden Leistungen zwar allen Bürgern, die Bedarf oder einen 
Anspruch haben, offenstehen, daß jedoch die Qualität dieser 
Leistungen zugleich mitdefiniert ist. Der öffentliche Dienst ist 
nur verpflichtet, d1e Erfüllung von Aufgaben auf einem Minimal­
niveau zu garantieren. Er ist zugleich Monopolist für diese Lei­
stungen. Da er auf die Prinzipien der sparsamen Haushaltsfüh­
rung und der Gleichbehandlung aller Burger verpflichtet ist, 
smd außergewöhnliche Leistungen kaum zu erwarten und für 
emzelne Maßnahmen und Angebote auch nur schwer zu legi­
timieren und durchzusetzen. 

Das formale Kriterium der offentlieh-rechtlichen Persönlichkelt 
des Dienstherrn ist entscheidend für bestimmte Strukturen, die 
für den öffentlichen Dienst insgesamt charakteristisch sind 
und ihn als einen besonderen Bereich innerhalb des Beschäf­
tigungssystems ausweisen. Genannt seien hier nur: das beson­
dere Personalrecht mit seiner Trennung der Beschäftigten in 

Beamte einerseits und Angestellte und Arbeiter andererseits; 
die Transparenz der Einkommenserwartungen und sonstiger 
Leistungen des Arbeitgebers, so daß jeder weiß bzw. sich 
ausrechnen kann, was der andere verdient; die über verschie­
dene Ressorts, Zuständigkeitsbereiche und Regionen hinweg 

hierarchische Arbeitsorganisation, d1e in den Re­
gelungen des Laufbahngruppensystems sich widerspiegelt; 
die für weite Bereiche des öffentlichen Dienstes typischen ln­
halte der Tatigkeit als Umgang mit Symbolen und Umgang mit 
Menschen; der öffentliche Charakter der Aufgaben und das 
öffentliche Interesse an und die öffentliche Kontrolle über die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben. Diese Strukturmerkmale des 

öffentlichen Dienstes haben Auswirkungen auf die Aus- und 
Weiterbildungssituation, auf Rekrutierungsmuster für die Mit­
arbeiter sowie auf Qualifikationsanforderungen. 

2. Der öffentliche Dienst erhält zunehmende Bedeutung: er 
übernimmt immer mehr Aufgaben und seine Beschäftigten­
zahlen erhöhen sich kontinuierlich. 

Die historische und gesellschaftliche Entwicklung des öffent­
lichen Dienstes ist gekennzeichnet durch ständige Aufgaben­
erweiterung und zunehmende Vielfalt und Komplexität dieser 
Aufgaben. Immer mehr Aufgaben werden als öffentliche de­
finiert und in die Verantwortung des Staates bzw. öffentlicher 
Institutionen überwiesen. Neben die im 19. Jahrhundert über­
wiegende Kontroll-, Schutz- und Ordnungsfunktion treten Auf­
gaben der Lenkung, Planung und Leistung. Die staatlichen 
Institutionen von Polizei und Justiz, Militär und Finanzverwal­
tung werden ergänzt durch die Institutionen der Wirtschafts­
planung und -Ienkung, der Energieversorgung, des Verkehrs, 
des Gesundheitswesens, der Sozialen Sicherung, des Bil­
dungs- und Ausbildungswesens, der Stadtplanung, des Um­
weltschutzes etc. Damit hat sich die .. umfassende staatliche 
Regulierung sämtlicher gesellschaftlicher Lebensprozesse" 
durchgesetzt [4]. 

Mit dieser Entwicklung verändert sich auch die Qualifikations­
struktur im offentliehen Dienst. Indem immer mehr Fachverwal­
tungen und öffentliche Dienstleistungsbetriebe eingerichtet 
werden, werden zunehmend höher qualifizierte Spezialisten wie 
Ingenieure und Techniker, Ärzte, Krankenschwestern, Sozial­
arbeiter, Erzieher, Lehrer oder Architekten gebraucht. Dem 
entspricht eine betrachtliehe Zunahme der Angestellten bei 
Landern und Gemeinden. Aber auch die Anforderungen an das 
Verwaltungshandeln werden anders: in der Leistungs- und Pla­
nungsverwaltung ist der Bürger nicht mehr bloßes Objekt von 
Verwaltungsakten, sondern anspruchsberechtigter Bürger, der 
sogar zur Mitarbeit an und Unterstützung von staatlichen Vor­
haben und Programmen gewonnen werden muß- Programme 
wie allgemeine Gesundheitsvorsorge, Verbesserung des Um­
weltschutzes oder Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit 
Die Mitarbeiter in der Verwaltung müssen daher andere und 
neue Qualifikationen und Verhaltenskompetenzen erwerben 
wie Diskutier- und Argumentationsfähigkeit, Beherrschung 
von Techniken der Gesprächsführung oder Verhandlungs­
geschick. 

Die zunehmende Bedeutung des öffentlichen Dienstes zeigt sich 
auch, wenn man die vorhandenen statistischen Daten heran­
zieht. So haben die Beschäftigtenzahlen im öffentlichen 
Dienst kontinuierlich zugenommen -zwischen 1960 und 1975 
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um 30%. Gegenwärtig (1975) sind über 4 Millionen Personen 
im mittelbaren und unmittelbaren öffentlichen Dienst beschäf­
tigt (ohne Soldaten der Bundeswehr und Angehörige des Bun­
desgrenzschutzes) [5]. Das bedeutet, daß beinahe 1/6 der Er­
werbstätigen in einem Beschaftigungsverhaltnis des öffent­
lichen Dienstes stehen. Wahrend die Beschäftigtenzahlen bei 
Bundespost und Bundesbahn stagnieren bzw. rückläufig sind, 
und auch beim Bund seit 1972 fast kein Personalzuwachs mehr 
zu verzeichnen ist, nehmen die Beschäftigtenzahlen bei Län­
dern und Gemeinden immer noch kontinuierlich zu. 

Die Aufgliederung des Personals im unmittelbaren öffentlichen 
Dienst nach Aufgabenbereichen bestatigt, daß der öffentliche 
Dienst sich zur Leistungsverwaltung entwickelt hat. Die stärk­
sten Zuwachsraten im Personal seit 1960 zeigen die Bereiche 
Schulen, Hochschulen und Gesundheit, also Bereiche der Lei­
stungsverwaltung. Die weitere erhebliche Zunahme in den Be­
schäftigtenzahlen der Leistungsverwaltung wird erwartet [6]. 
Damit wird sich die Gesamtstruktur des öffentlichen Dienstes 
noch weiter in Richtung auf die Länder und Gemeinden als An­
stellungsträger verschieben; der Anteil der Angestellten wird 
-so ist zu vermuten- weiter ansteigen und es werden noch 
mehr Beschäftigte mit speziellen Fachausbildungen eingestellt 
werden. "in Zukunft werden die planenden, leistenden, lehren­
den, pflegenden und technischen Verwaltungszweige die Haupt­
wachstumsimpulse auf sich vereinigen; demgegenüberwird die 
überkommene, ordnende Verwaltungstätigkeit stagnieren. Die 
Auswirkungen werden sich in einem größeren Anteil von höher 
bezahlten Experten ze1gen. Es ergibt sich also voraussicht­
lich eine Verschiebung innerhalb der Gliederung des einfachen, 
mittleren, gehobenen und höheren Dienstes. Die verhältnis­
mäßig größten Ausweitungen werden im Rahmen des höheren 
und gehobenen Dienstes und dort mehr in den technischen 
und Sonderverwaltungssparten als in der allgemeinen inneren 
Verwaltung eintreten" [7]. 

3. Die Ausbildungssituation im öffentlichen Dienst 

3.1 Angestellte und Arbeiter erwerben ihre Ausbildung überwie­
gend außerhalb des öffentlichen Dienstes und werden für eine 
bestimmte Position eingestellt; Beamte erhalten ihre Ausbil­
dung im öffentlichen Dienst und durchlaufen eine auf Lebens­
zeit angelegte Laufbahn. 

Die Zweiteilung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst in 
Angestellte und Arbeiter einerseits und Beamte andererseits 
bedeutet unterschiedliche Ausbildungswege und Zugänge zum 
öffentlichen Dienst. Obwohl die Trennung zwischen Beamten 
und Angestellten nach übereinstimmender Auffassung der Fach­
öffentlichkeit nicht mehr gerechtfertigt ist, sind Zugänge und 
Karrieremuster im öffentlichen Dienst immer noch nach die­
sen Statusgruppen getrennt. 

Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst erwerben ihre 
beruflichen Qualifikationen meist durch eine Ausbildung außer­
halb des öffentlichen Dienstes, d. h. an entsprechenden beruf­
lichen Schulen, Fachschulen und Fachhochschulen oder in Aus­
bildungsverhaltnissen in der Industrie und im Handwerk. Sie 
werden dann für eine konkrete Stelle bzw. Tätigkeit im öffent­
lichen D1enst eingestellt. Beamte werden dagegen für eine 
generelle, auf Lebenszeit ausgerichtete Berufskarriere im öf­
fentlichen Dienst angeworben; ihre Ausbildung wird in Form 
des .. Vorbereitungsdienstes" vom öffentlichen Dienst selbst 
übernommen. 

Die verschiedenen Rekrutierungsmuster von Beamten und An­
gestellten für den öffentlichen Dienst führen auch zu unter­
schiedlichen Formen und Haufigkeiten in der Mobilitat. Wahrend 
- w1e eine empirische Untersuchung zeigt - Angestellte vor 
1hrem Eintritt in den öffentlichen Dienst überwiegend schon 
Berufserfahrungen in anderen Bereichen der Wirtschaft ge­
macht haben, waren Beamte in sehr viel geringerem Umfang 
vor ihrem in den öffentlichen Dienst berufstat1g. In­
nerhalb des öffentlichen Dienstes zeigten sich dann die An­
gestellten als wesentlich weniger mobil - d. h. weniger ver-

tikale als auch horizontale Mobilität - als Beamte. Erklärt 
wird dieses Ergebnis damit, daß "der öffentliche Dienst Be­
rufstatige eher für best1mmte Positionen (rekrutiert). die sie 
dann nicht oder selten wieder verlassen, Nicht-Berufstätige 
dagegen eher als Beamte für noch offene Karrieren ... Da­
mit ist eindeutig belegt, daß sich ein gesamtberuflicher Karrie­
reprozeß nicht ohne weiteres innerhalb des öffentlichen 
Dienstes fortsetzt. Die Eintretenden werden nicht aufgrund 
einer bereits mobilen Biographie zu weiterer Mobilitat ge­
fuhrt, sondern intern in ihrer Eignung neu und ent­
sprechend weiterbehandelt Und gerade die haben die grö­
ßeren Mob1litatschancen, die nicht schon durch Berufs- und 
Arbeitgebermobilitat in den offentliehen Dienst geführt wer­
den, sondern speziell fur den öffentlichen Dienst oder 1n 1hm 
ausgebildet sind" [8]. 

3.2 Die Ausbildungsverhältnisse für Arbeiter und Angestellte 
öffentlichen Dienst sind äußerst unübersichtlich und unein­

heitlich. 

Nicht alle Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes 
werden jedoch von außen rekrutiert, der öffentliche Dienst bil­
det auch selbst aus. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Aus­
bildungsverhaltnissen im öffentlichen Dienst, für die Institu­
tionen des öffentlichen Dienstes dann auch "zuständige Stel­
le" sind und solchen Ausbildungsverhältnissen, bei denen 
e1n öffentlicher Arbeitgeber in Ausbildungsberufen der Indu­
strie oder des Handwerks ausbildet. Bei den letztgenannten 
Ausbildungsberufen ist der öffentliche Dienst weder zustän­
dige Stelle noch erscheinen diese Ausbildungsverhältnisse 
in der Ausbildungsstatistik des öffentlichen Dienstes - zu­
mindest ist dies n1cht d1e Regel. 

Statistische Daten über die Ausbildungssituation im öffentlichen 
Dienst sind nur wenige vorhanden und diese sind noch ziem­
lich ungenau. "Es gibt nicht viel veröffentlichtes statistisches 
Material uber den öffentlichen Dienst in der Bundesrepublik 
Deutschland ... Speziell um die Ausbildungsstatistik des öffent­
lichen Dienstes ist es, gelinde gesagt, n1cht gut bestellt" [9]. 

Erst seit 1970 wird die Zahl der Auszubildenden im öffentlichen 
D:enst gesondert ausgewiesen. Seitdem ze1gt sich ein starkes 
Anwachsen in den Auszubildendenzahlen im offentliehen 
D1enst, und zwar von 22 765 in 1970 auf 49 659 in 1973 [10]. 

Es scheint jedoch nicht ausgeschlossen, daß dieser starke 
Zuwachs 1n den Ausbildungsverhältnissen auch von exak­
teren statistischen Erfassung abhängt. Trotzdem läßt die starke 
Zunahme der Auszubildenden im öffentlichen Dienst wohl auch 
auf eine allgemein wachsende Bedeutung dieses Bereiches für 
die Berufsausbildung schließen 

Gemessen an der Gesamtzahl der Auszubildenden (vgl. Ta­
belle 1) ist der Anteil des öffentlichen Dienstes m1t etwas 
weniger als 4% jedoch sehr genng, vor allem wenn man 
berücksichtigt, daß der öffentliche D1enst m1t 4 Millio­
nen Beschaftigten (1m unmittelbaren und mittelbaren öffent-
1 chen Dienst) ein 1mmer bedeutenderer Arbeitgeber wird 
(vgl. dazu 1m Handwerk 1973: 540 000 Auszubildende bei 4,3 
Millionen Beschäftigten). Das Bild wurde anders, wenn man 
die Auszubildenden in den Heilhilfsberufen, die in der Statistik 
unter die Rubrik "Ubrige" fallen, hinzurechnen würde, also z. B. 
Krankenschwestern und Krankenpfleger, d1e überwiegend und 
m;t zunehmender Tendenz 1m öffentlichen Dienst oder d1esen 
ahnliehen Organisationen ausgebildet werden. Außerdem sind 
zu den Angaben noch jene Auszubildenden hinzuzuzählen, die 
1m öffentlichen Dienst 1n Ausbildungsberufen der Industrie oder 
des Handwerks ausgebildet werden. Die Zahl dieser Auszubil­
denden wird fur 1970 mit 23 871 angegeben [11]. Damit kann 
nuch die für 1975 angegebene- und nicht naher aufgeschlüs­
selte- Zahl von 97 379 Angestellten und Arbeitern, die im un­
mittelbaren öffentlichen Dienst in einer Ausbildung stehen, er­
l;lart werden [12]. 

Die Regelungen und Zuständigkeiten in den Ausbildungsbe­
rufen für Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst sind 
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Tabelle 1: Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 1973 [13] 

Ausbildungs- Zahl der Auszubildenden 
bereiche insgesamt mannlieh weiblich 

Industrie u. Handel 694 000 409 000 285 000 

Handwerk 465 000 384 000 81 000 

öffentlich er Dienst 50 000 39 000 11 000 

Landwirtschaft 26 000 21 000 5 000 

Übnge 96 000 7 000 89000 

insgesamt 1 331 000 860 000 471 000 

verwirrend. Nach der vom Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft herausgegebenen Übersicht über die anerkann­
ten Ausbildungsberufe gab es 1975 insgesamt 22 Ausbil­
dungsberufe fur Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst. Davon 
sind nur 5 bundeseinheitlich durch Verordnung gemäß § 25 
Abs. 1 BBiG geregelt. Es handelt sich dabei um die Ausbil­
dungsberufe des Fernmeldehandwerkers, des Sozialversiche­
rungsfachangestellten, des Schwimmeistergehilfen, des Assi­
stenten an Bibliotheken und des Kartographen (letzterer wird 
allerdings überwiegend in der Industrie ausgebildet). Die 
Regelungen für den Ausbildungsberuf des Straßenwärters, 
der schon vor lnkrafttreten des BBiG anerkannter Ausbil­
dungsberuf war, gelten gemäß § 108 Abs. 1 BBiG weiterhin, 
und zwar auf Bundesebene. 

Für alle anderen 16 Ausbildungsberufe des öffentlichen Dien­
stes sind Regelungen nur auf Landes-, Bezirks- oder gar 
Stadtebene vorhanden. Zwar wurde die Unübersichtlichkeit 
schon dadurch etwas verringert, daß von 1971 bis 1975 die 
Zahl der "vergleichbar geregelten Ausbildungsberufe" (ge­
mäß § 108 Abs. 1 BBiG) von 37 auf 16 reduziert wurde und 
5 bundeseinheitlich geltende Ausbildungsordnungen erlassen 
wurden. Im Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe 
ist 1976 jedoch auf einmal noch ein - bislang offensichtlich 
übersehener- Ausbildungsberuf aufgetaucht. Es handelt sich 
um den Ausbildungsberuf des "Angestellten in der Versor­
gungsverwaltung" (1953 für Niedersachsen anerkannt). Dem­
nach gibt es 1976 wieder 23 Ausbildungsberufe im öffentli­
chen Dienst. 

Die Uneinheitlichkeit in den Regelungen der Ausbildungsbe­
rufe im öffentlichen Dienst zeigt sich z. B. darin, daß zum 
"Bautechniker in der Wasserwirtschaftsverwaltung" nur in 
Nord-Württemberg ausgebildet werden kann, daß für Steno­
sekretärinnen bzw. Büroassistentinnen im öffentlichen Dienst 
Ausbildungsordnungen bzw. Richtlinien nur in den 4 Städten 
Hamburg, Frankfurt, Wiesbaden und Düsseldorf bestehen, 
oder daß zum Verwaltungsangestellten der Handwerksorga­
nisation nur 27 der 43 Handwerkskammern Ausbildungsord­
nungen erlassen haben. 

Einige Ausbildungsberufe, für die gesonderte Ausbildungs­
ordnungen auf Landesebene bestehen, werden - so ist zu 
vermuten - von der Tätigkeit und von den Ausbildungsin­
halten her so viele Ähnlichkeiten aufweisen, daß sie bundes­
einheitlich zu einem einzigen Ausbildungsberuf zusammenge­
laBt werden könnten. So z. B. wird in Schleswig-Holstein und 
in der Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung zum Wasser­
bauwerker, in Nord-Wurttemberg zum Bautechniker in der 
Wasserwirtschaftsverwaltung und in Hessen zum Kulturbau­
techniker (ebenfalls nur für Wasserwirtschaftsverwaltung) 
ausgebildet. Auch die verschiedenen Ausbildungsordnungen 
zum Verwaltungsangestellten (in Handwerksorganisationen 
und bei einer Industrie- und Handelskammer, im kirchlichen 
Dienst und in der Kommunalverwaltung und der staatlichen 
lnnenverwaltung) ließen sich sicher vereinheitlichen. Für Ver­
waltungsangestellte wird eine solche bundeseinheitliche Aus­
bildungsordnung für Bund-, Länder- und Gemeindeverwaltun­
gen auch schon seit längerem gefordert [14], ist bislang aber 
noch nicht realisiert. 

Tabelle 2, die die Zahl der Auszubildenden nach Ausbil­
dungsberufen enthält, zeigt diese insgesamt bestehende Viel­
falt und Verworrenheit in den Ausbildungsverhältnissen für 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst. Es muß jedoch bezwei­
felt werden, ob diese Tabelle verläßliche Angaben enthält, 
für 1972 lagen zumindest noch sehr wenige Daten vor. Zu 
den in der Tabelle aufgeführten 38 135 Auszubildenden im 
Jahr 1973 kommen noch zusätzlich 2074 Bundesbahnaspiran­
ten und 9419 Postjungboten [15]. Bei diesen beiden Ausbil­
dungsberufen handelt es sich um Ausbildungsgänge außer­
halb des Geltungsbereiches des BBiG (§ 2 Abs. 2 Nr. 2). Die 
Zahlen zeigen, daß auf die Bundespost mit zusammen über 
28 000 Auszubildenden bei weitem die meisten Ausbildungs­
verhältnisse im öffentlichen Dienst entfallen. 

Tabelle 2: Zahl der Auszubildenden im öffentlichen Dienst 
nach Ausbildungsberufen * 

Ausbildungsberuf I 19721 19731 19741 Besonderheiten'*) 

Fernmeldehandwerker 17 023 18 744 16 783 

Wasserbauwerkar 125 147 226 Bundeswasser- und 
Sch iffahrtsverwal-
tung + Schleswig-
Holstem 

Straßenbautechniker 41 16 18 nur Hessen 

Kulturbautechniker 7 7 9 nur Hessen 

Bautechniker m der + 17 58 nur Nord-Württemb. 
Wasserwirtschaftsverwal tg. 

Planungstechniker + 4 3 nur Rhein I -Pfalz 

Vermessungstechniker + 2 011 2.121 Land er ohne Bayern 
Bundesbahn u. 
Wasser- u. Schiff-
fahrtsverwaltung 

Landkartentechnl ker 85 + (157) nur Hessen u. 
(Kartograph) Baden-Wurttemb. 

Flurberem igungstechn 1ker + 20 - nur Bayern 

Ze1chner in der Wasser- 9 11 4 Rhemi.-Pfalz u. 
wirtschaflsverwaltung Schlesw.-Holstem 

Sparkassenkaufmann + 2 228 2 050 Niedersachsen 

Straßenwarter + 250 302 

Kassenangestellter in der 42 40 39 Schlesw -Ho Istein 
Landeskassenverwaltung 

Angestellter in der BfA 885 1 030 1 030 

Justizangestellter 482 2 674 2 784 Baden-Württemb. 
Berlin, Nieder-
sachsen, Nord-
rhem-Westfalen 

Sozialversicherungs- 7 075 7 091 7 044 
fachangestellter 

Verwaltungsangestellter + 121 85 27 Handwerks-
der Handwerksorganisation kammern 
bei e1ner Industrie- und 
Handelskammer 

Verwaltungsangestellter + 148 177 6 Landeskirchen 
im kirchlichen Dienst 
(ev.-luth. K1rche) 

Verwaltungsangestellter + 3 354 3 727 Bundesländer 
m der Kommunalverwal- außer Harnburg 
tung I in der staatl. und Bremen 
Innenverwaltung 

Stenosekretänn I + 95 237 4 Stadte 
Büroass1stentm 

Buchere1angestellte I 35 54 59 1972 nur Bremen 
Büchereigehilfe und Harnburg 
(Ass1stent an Bibliotheken) 

Schwimmelstergehilfe 2 75 134 

*) zusammengestellt nach "Verzeichnis der anerkannten Ausbildungs­
berufe", hrsg vom BMBW, 1974, 1975 und 1976 

**) Ausbildungsordnungen bestehen in Vielen Fallen nur in einzelnen 
Stadien, Landern oder Bezirken. ln der Spalte Besonderheiten 1st 
daher der Geltungsbereich der angegebenen Zahlen enthalten. 

+ Statistische Angaben liegen nicht vor. 

3.3 Beamte des öffentlichen Dienstes sollen im Vorberei­
tungsdienst zu Generalisten ausgebildet werden 

Bei der Berufung in das Beamtenverhältnis werden zwei 
Arten von Bewerbern unterschieden: "Laufbahnbewerber" 
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und "andere Bewerber". Die Regel sind Laufbahnbewerber. 
Sie müssen einen Vorbereitungsdienst für die jeweilige Lauf­
bahn durchlaufen haben und müssen diesen- mit Ausnahme 
des einfachen Dienstes - mit einer Prüfung abgeschlossen 
haben. Fehlen Vorschriften für einen Vorbereitungsdienst, 
mi.Jssen Bewerber eine entsprechende Vorbildung nachweisen 
und in der Regel eine langere Probezeit durchlaufen. D1e 
bildungsmäßigen Voraussetzungen für die jeweilige Laufbahn 
sind genau geregelt (vgl. §§ 13 und 14 BRRG und §§ 16-19 
BBG). Für den einfachen und den mittleren Dienst wird "der 
erfolgreiche Besuch einer Volksschule oder ein entsprechen­
der Blldungsstand", für den gehobenen Dienst der erfolgrei­
che Besuch einer Mittelschule und fur den höheren Dienst 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium verlangt. Die Dauer 
des Vorbereitungsdienstes richtet sich nach den Erforder­
nissen der jeweiligen Laufbahn. Er beträgt im mittleren Dienst 
in der Regel mindestens 1 Jahr, im gehobenen Dienst 3 Jah­
re. Der Aufst1eg in die nächsthöhere Laufbahn ist auch ohne 
entsprechende Erfüllung der Eingangsvoraussetzungen mög­
lich, wird jedoch in der Regel von einer Prüfung abhängig 
gemacht. Neben und anstelle der Bestimmungen für den all­
gemeinen Vorbereitungsdienst können Bestimmungen für Be­
amte besonderer Fachrichtungen treten. 

Der Vorbereitungsdienst besteht z. T. in Unterricht an Schu­
len bzw. Seminaren (in der Regel Verwaltungsschulen) und 
z. T. in der Tätigkeit in der ausbildenden Behörde. 

Die inhaltliche Gestaltung des Vorbereitungsdienstes ist der 
Kompetenz des Dienstherren uberlassen. 

Der Vorbereitungsdienst für Beamte entspricht formal den 
Ausbildungsverhaltnissen bei den Angestellten und Arbe1tern. 
Im Vorbereitungsdienst befinden sich jedoch auch Referen­
dare, Mediziner vor der Approbation sowie Anwarter für den 
gehobenen, mittleren und einfachen Dienst. 1975 standen 
133 095 Beamte in der Ausbildung im öffentlichen Dienst. Da­
mit haben die Zahlen der Beamten und Richter in Ausbildung 
stark zugenommen: 1968 waren es erst 77 836 [16]. Dies läßt 
sich u. a. mit der starken Ausweitung des Bildungswesens, 
d. h. mit der Einstellung von Lehrerreferendaren erklären. 
Die Beamtenanwärter machen den Hauptanteil am Personal 
in Ausbildung im öffentlichen Dienst aus - 65% des Per­
sonals in Ausbildung bei Bund, Ländern und Gemeinden sind 
Beamtenanwarter [17]. 

Wird bei Angestellten und Arbeitern - auch aufgrund der 
besonderen Rekrutierungsmuster - unterstellt, daß ihre in 
einer Ausbildung erworbenen speziellen Qualifikationen den 
Anforderungen der konkreten Tätigkeit entsprechen, so ist 
eine solche unmittelbare Entsprechung von Ausbildungs- und 
Tätigkeitsanforderungen des Arbeitsplatzes bei Beamten gar 
nicht beabsichtigt Beamte müssen so ausgebildet werden, 
daß sie den Anforderungen unterschiedlicher Arbeitsplätze 
innerhalb derselben Laufbahngruppe gerecht werden können; 
sie mussen flex1bel einsetzbar sein. Nur so können die durch 
das Lebenszeltprinzip fur Beamte im öffentlichen Dienst rela­
tiv starren personellen Strukturen einigermaßen den Bedürf­
nissen und Aufgaben des öffentlichen Dienstes angepaßt 
werden. Eine solche auf generelle Funktionen und Einsatze 
vorbereitende Ausbildung trifft auf zunehmende Kritik. Sie 
berucks1chtigt "unterschiedliche funktionelle Gegebenheiten 
und Bedingungen in verschiedenen Bereichen des öffentli­
chen Dienstes nicht in ausreichendem Maße" [18]. Anderer­
seits können in einer solchen generellen Ausbildung auch 
best1mmte Vorteile l1egen; sie hat eine besondere Funktion. 
"Bei einem System, daß in hohem Maße für Karrieren und 
nicht positionsspezifisch rekrutiert, wird andererseits ein ho­
hes Maß an Abweichungen zwischen Ausbildung und Tatig­
keitsanforderungen nicht überraschen ... Oft wird es so sein, 
daß die Ausbildung weniger Fahigkeiten als vielmehr Sicher­
heiten im Orientierungsvermögen und im Entscheiden ver­
mittelt - Sicherheiten, die transferiert und nach und nach 
durch Erfahrung ersetzt werden können" [19]. 

ln der unterschiedlichen Beurteilung einer Ausbildung, die 

für den Einsatz in unterschiedlichen Funktionen vorbereitet, 
zeigt sich ein Problem, das unter dem Stichwort: Generalisten 
versus Spezialisten in der Organisationssoziologie ausführ­
lich, teils kontrovers, behandelt wird. Daß auf Generalisten, 
sei es von der Ausbildung, sei es von der Tätigkeit her, kei­
neswegs verzichtet werden kann, scheint jedoch unzweifel­
haft. 

4. Die Situation der Weiterbildung im öffentlichen Dienst ist 
wegen fehlender systematischer Daten schwierig zu erfassen. 
Offensichtlich besteht jedoch ein großes Interesse an beruf­
licher Weiterbildung im öffentlichen Dienst. 

Ist schon die Ausbildungssituation im öffentlichen Dienst ver­
wirrend und unubersichtlich, so gilt dies noch viel mehr fur 
die Weiterbildungssituation. "Ein Gesamtüberblick über alle 
Institutionen, die Weiterbildung für die öffentliche Verwaltung 
betreiben, ihr Lehrangebot, 1hre Methoden, 1hren Adressaten­
kreis, ihre Kapaz1tät und ihren Lehrkörper besteht .. an kei­
ner einz1gen Stelle" [20]. Was hier für den Bereich der Ver­
waltung festgestellt wird, gilt für den gesamten öffentlichen 
Dienst. 

Es besteht der Eindruck, daß im öffentlichen Dienst, beson­
ders in bestimmten Aufgabenbereichen und bei bestimmten 
Gruppen, sowohl die Nachfrage als auch das Angebot fur 
Weiterbildung besonders hoch sind. Beleg für diese Ein­
schätzung ist, daß in allen Übersichten und Stat1st1ken zur 
Weiterbildungsteilnahme die Beamten - und vor allem die 
Beamten des höheren und gehobenen Dienstes - diejenige 
Gruppe sind, die am häufigsten Weiterbildungsmaßnahmen in 
Anspruch nehmen und den Weiterbildungsmaßnahmen am po­
sitivsten gegenüberstehen [21]. Das große Interesse und die 
hohe Nachfrage nach Weiterbildung bei Beamten- und auch 
bei entsprechend eingestuften Angestellten - we1sen zum 
einen auf den auch für andere Bereiche geltenden Tatbe­
stand hin, daß Personen in leitenden Funktionen und Perso­
nen mit höherem Bildungsabschluß die größte Zahl der Teil­
nehmer an Weiterbildungsveranstaltungen stellen. Dies wird 
sicherlich nicht zuletzt auch dadurch bedingt, daß hier das 
größte Angebot der Veranstalter liegt. Das große Interesse 
der Beamten und der entsprechend eingruppierten Angestell­
ten erklärt sich zum anderen dadurch, daß von ihnen - und 
heute in verstärktem Maße - erwartet wird, daß sie sich 
weiterbilden. Die Teilnahme an Weiterbildung ist in einigen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes schon fur alle Bedienste­
ten verbindlich vorgeschneben; und sie ist in vielen Fällen 
auch heute schon Bedingung für eine Beförderung oder Hö­
hergruppierung. Vor allem in leitende Stellen soll keiner ohne 
den Nachweis erfolgreicher Teilnahme an Weiterbildungsver­
anstaltungen mehr aufsteigen können [22]. Insgesamt besteht 
eine wachsende Tendenz, die Teilnahme an Weiterbildungs­
angeboten verpflichtend zu regeln. Dies ist auch eine Forde­
rung der Kommission für die Reform des öffentlichen Dienst­
rechts: "Alle Bediensteten sind zur Teilnahme an Fortbil­
dungsveranstaltungen verpflichtet, die die zur Wahrnehmung 
des Dienstpostens erforderliche Qualifikation erhalten und 
verbessern (Anpassungsfortbildung). Geeignete Bedienstete 
haben einen Anspruch auf Teilnahme an Fortbildungsgangen, 
d1e Voraussetzungen für die Übernahme höherwertiger 
Dienstposten sind (Förderungsfortbildung)"[23]. So wichtig 
d1e vermehrte Weiterbildung der Beschaft1gten des öffentli­
chen Dienstes auch ist, ist eme Verpflichtung zur Weiterbil­
dung und eine Koppelung zwischen Weiterbildung und beruf­
lichem Aufstieg doch problematisch. Damit würde beruflicher 
Aufstieg bzw. eine Höhergruppierung- beides ist nicht iden­
tisch - noch mehr als schon bisher an formalen Kriterien 
orientiert; die Lernmotivation und damit der Lernerfolg wur­
den erheblich reduziert. 

Da die Weiterbildungssituation im öffentlichen Dienst insge­
samt zu heterogen und unübersichtlich ist, um hier kurz dar­
gestellt zu werden, und da s1e durch das hier beschriebene 
Forschungsprojekt bis jetzt auch noch nicht ausreichend er-
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faßt werden konnte, sollen zum Schluß nur noch eintge Pro­
bleme beispielhaft benannt werden 

- Wenn von der Annahme ausgegangen wird, daß Weiter­
bildung vorrangig der Qualifizierung der Arbeitskratte 
dient - eine Annahme, die ja nicht unbestritten ist -
lassen sich dann Aufgabenbereiche, Organisationseinhei­
ten, Funktions- oder Berufsgruppen angeben, die in be­
sonderem Maße Wetterbildung brauchen, z. B. weil ste 
von Rationalisierungs- oder Ökonomisierungsmaßnahmen 
betroffen sind, weil sie als Professionelle ihre Fahigkei\en 
und thr Wtssen als ständig aktuell gegenüber einem Laien­
publikum legitimieren mussen, weil sie neue Funkttonen 
übernommen haben, für die es keine Ausbildungsgänge 
gibt? 

Verlangt die Tatigkeit im öffentlichen Dienst besondere 
Qualtftkationen, Verhaltenskompetenzen und Kenntnisse, 
gibt es typische Qualifikationen und lassen sich fachüber­
greifende extrafunktionale oder Schlüsselqualifikationen 
angeben, die fur den öffentlichen Dienst besonders wich­
tig und dort evtl. auch besonders häufig sind; und w;e 
können diese besonderen Qualifikattonen in Weiterbil­
dungsmaßnahmen vermittelt werden? 

Sind im öffentlichen Dienst, weil er weniger vom Markt 
abhängt, so daß technologische Änderungen nicht so un­
mittelbar in Änderungen der Verfahrensweisen und der 
Arbeitsorganisation durchschlagen wte in der Industrie, 
die Spielräume für Veninderungen der Arbeitsorganisation 
evtl. größer und können dann Qualifikationsanforderungen 
flexibler geplant, variiert und verändert werden? 

Diese und eine Reihe anderer Fragen bedürfen wetterer Klä­
rung. 

Schlußbemerkung 

ln dem Forschungsprojekt, von dem hier einige erste Ergeb­
nisse dargestellt wurden, ist für die wettere Arbeit eine 
SchwerpunktsetzunQ in emem exemplarischen Bereich des 
öffentlichen Dienstes vorgesehen. ln ausgewahlten Funktions­
und Aufgabenbereichen sollen dte Weiterbildungssttuation. 
die Qualifikationsanforderungen und die bestehende Ord­
nungssituation erfaßt, beschrieben und bewertet werden. 

Eme SchwerpunktsetzunQ ist notwendig und sinnvoll, da 
nicht die Weiterbildungssituation im gesamten öffentlichen 
Dienst gleichzeitig untersucht und beschrieben werden kann. 
Für diese SchwerpunktsetzunQ sind dte Aufgabenbereiche 
Gesundheitswesen und Sozialarbeit vorgesehen, da in diesen 
beiden Bereichen typische und für die weitere Entwicklung 

Erika Fink 

des öffentlichen Dienstes immer wichtiger werdende Qualifi­
kationen verlangt werden. 
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Informationsbeschaffung und -Verarbeitung 
im Bereich beruflicher Weiterbildung Stand und Probleme 

Im vorliegenden Beitrag wird ein Überblick über die wichtig­
sten Erhebungen und Dokumentationen im Weiterbildungs­
bereich gegeben. Die vorhandenen Informationen sind äu­
ßerst lückenhaft und zu wenig differenziert bzw. treffsicher, 
um zur Lösung der aktuellen bildungs- und beschäftigungs­
politischen Probleme beizutragen. Deshalb werden die wich­
tigsten Aspekte der Informationsgewinnung und -Verarbeitung 
erörtert, die bei der Erfassung und Analyse des Bereichs 
berufliche Weiterbildung zu berücksichtigen sind. 

Es besteht ein großer Bedarf an zuverlässigen und hinrei­
chend differenzierten Informationen über den Weiterbildungs­
bereich bei allen beteiligten Personen und Institutionen. Die 
Tetlnehmer brauchen Orientierungsdaten über das Angebot 
an Weiterbildung und deren Verwertungsmöglichkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt. Außerdem wird eine Übersicht uber qua­
litative und quantitative Strukturen und Entwicklungen so­
wohl von den Trägern und Weiterbildungseinrichtungen für 


